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Wioner Landtag .
Sitzungvom15. Dezomber1933.

PräsidontDr .Neubauereröffnet nach16 Uhrdie Sitzung .Erteilt
mit ,dass vonden AbgeordnetenBermann ,WeiglundGenosseneine dringricheAn¬
frage an den Landeshauptmann eingelangt ist .

Diese dringliche Anfrage lautet : SeitJahren verlangen diekauf - ¬
männischenAngestellten undArbeiter den zeitlicheren Arbeitsschluss amWeih- ¬
nachtsabend .Die Kaufmannschaft stand bisher diesem Verlangen doshalb ableh¬
nend gegenüber ,weil sie der Ansicht war ,dass nicht nur an den anderen" erk¬
tagen imMonateDezember,sondernaucham24. Dezember,alsoamletzten Tagevor
dem Woihnachtsfest ,das Offenhalten der Geschäfto bis 7 Uhr abends eine ge - ¬

schäftliche Notwendigkeit sei .Wie immermandie Richtigkeit dieser Ansicht
beurteilt,so ist die Situation im heurigen Jahre eine ungleich andere .Der

24 . Lezemberfällt diesmal mit demsogenannten" GoldenenSonntag"zusammon.
Für diesen undauchfür denvorhergehendenSonntagist bekanntlichimVer¬
ordnungswegodas Offenhalten der Geschäfte in der Dauervon 6 Stundengestat - ¬
tet .Die genannte Verordnungbestimmt das Verkaufsrocht für die Zeit von10
Uhrvormittagsbis 1 Uhrmittagsundvon3 Uhrbis 6 Uhrnachmittags . Esist
kaum anzunahmen ,dass am " Goldenen Sonntag " derGeschäftsverkehr sich bis in
die sechste Abendstundeausdehnenward .Der allgemeine Wunschderkaufmänni-¬
schen Angestellten und Arbeiter ,die Möglichkeitzu haben ,dasWeihnachtsfest
im Kreise der Angehörigen feiern zu können ,ist heuer umso begreiflicher und
dringender ,als bekanntlich neben zwei bisher für den Verkauf frei gewesenen
Sonntagen im Dezemberüber Weisungder Bundesregierung auch Sonntag ,der
10. Dezember,für denVerkauffreigegebenwurde .Zudemmussfestgestollt werden,
dass die Arbeitszeit im Handel und Gewerbeim MonateDezemberan allen Wo¬
chentagenbis 7 Uhrabendsgestattetist .

Aus allen diesen Grunden stellen die gefertigten Abgeordnsten
an den HerrnLandeshauptmanngemäss§ 18 der Geschäftsordnungdiedringliche

Anfrage :
Ist derHerrLandeshauptmannbereit,eineVerordnungzuerlas-¬

sen ,dassderVerkaufvonWarenjeglicherArtamSonntag,den24.Pozember,nur
bis 5 Uhr nachmittags gestattet sei ?

PrdsidentDr .Noubauerteilt mit ,dassdie dringlicheAnfrage
vor Schluss der Sitzung behandelt werdenwird .

Es wird sodannin die Tagesordnungeingegangen ,das ist die
Gesetzesvorlagebetreffenddie Einhebungder Bodenwertabgabevon
unverbautenGrundflächen .DerReferentverweistdarauf ,dass dieseVorlage
wesentlicheErleichterungenbringt .Zunächstausserder bereitsbestandenen
BefreiungfürdieLandwirtschafteinehalbeBefreiungfürdenBoden,der
für gewerblicheZweckebenütztwird ,ausserdemsieht das Gesetzvor ,z .Beispiel
die BefreiungdesBodens ,der an SiedlungsgenossenschaftenimBaurechtver¬
gebenwird ,DieBefreiungdesBodensfür Kleingärten ,für Spiel -undSportplät-¬
ze unter gewissenVoraussetzungen ,für GärtenvonWohlfahrtsanstaltenund
Schulen ,für Haushöfe ,die nichtzurVerbauungbestimmtsind ,fürkleine
Vorgärten und noch andere mehr .Dieses Gesetz bringt also in sehr weit¬

gehendemMassdenheutigenVerhältnissenRechnungundes zeugtdiesesGesetz
dafür ,dassdieGemeinde,woesnatwendigist ,auchdieGesetzesänderungen,die
erforderlich sind ,macht ,soweit finanzielle Möglichkeitenhiazugegebensind .

Es kannaber keineswegsvonallen SteuergesetzenderGemeinde
gesagtwerden ,dassAenderungenoderweitgehendeAenderungenerfordereich
sind .Das muss bei dieser Gelegenheit schon deshalb festgestellt werden ,weil
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in dr letzten Zeit dreimal Notverordnungender Bundesregierunginunsere
Pandessteuergesetzgebung eingegriffen haben .Erst vor wenigen Tagenist
eineNotverordnungbetreffenddieWertzuwachsabgabeundeineNotverordnung
überdieHauspersonalabgabeerschienenundheutewirdalseinWeihnachts¬
geschenkfür dasKinokapitalin denZeitungeneine Notverordnungüberdie
LustbarkeitsabgabederLichtspieltheaterin Wienangekündigt.Allediese
VerfügungenderRegierungsindaufGrunddeskriegswirtschaftlichenEr¬
mächtigungsgesetzesergangen ,dasdie RegierungimJahre1917ermächtigt
hat ,zurVersorgungderBevölkerungmitNghrungsmittelnundanderenBedarfs-¬gegenständenVerfügungenzutreffen( HörtHört. d .Mehrheit )Daspasstoffenbar
ganz genau auf die Frage,wie die Wertzuwachsabgabe ,die Hauspersonalabgabe
oderdie LustbarkeitsabgabederKinosgeregeltwerdensoll .DieRegierungstützt sichin diesenNotverordnungenauchaufden§ 6 Absatz3,desFinanz-¬
verfassungsgesetzes,dasesermöglicht,dassderBundgrundsätzlicheAnerd¬
nungent rifft ,dieverhindernsollen ,dassLandessteuergesetzeeineüber¬
mässigeBelastung ,wiees dort wörtlichheisst ,herbeifühnt .Istwirktich
ein Anlassgegeben ,Notverordnungenzu erlassen ,die einer übermässigenBe-¬
lastungsteuernsollen ?Daist dieWertzuwachsabgabe.DieBundesregierunghat nichteingegriffen,atsdie Huseigentümerder VorkriegszeitihreHy¬
potheken,diesie in Goldkronenaufgenommenhatten ,in Papierkronenfüreine
lächerlichenBgtragzurückgezahltundsichdadurchinungeheuremAusmass
bereicherthaben.DieSparersinddabeiumihrVermögengekommen,aber
Menschen,denenvordemKriegdieHäusernurformaljuristischgehörthaben,
sinddadurchaufeinmalökonomisch,wirzschaftlichHauseigentümergewordenundhabensichaufdieseWeiseganzgrosseVermögengeschaffen.Dahatdie
Bundesregierungnichteingegiffen.WennabersoeinMonndiesesHaus,das
zuDreiviertelnnichtihmgehörtunddas/erstdurchdieGeldentwertung
erwerbenhat ,verkauftunddafürheuteeinenSchillingspreisindieHand
bekemmt,musseineNotverordnungderRegierungeingreifen ,wenndieserMann
beidieserGelegenheiteinesechsprozentigeSteuerandieGemeindezahlt.
( HärtHört . d.Mehrheit)denndasist eineübermässigeBelastung .DerGemein
nimmtmanaufdiesemWegainpaarMillionenweg ,diesie natürlichsehrnot¬
wendigbraucht.BekanntlichweistdasBudgetderStadtWieneinenAbgang
aus .Dashat auchdie Bundesregierunggewusst,alssie dieseNotverordnung
erlassenhat .Siehatsiedennocherlassen .DennihrerscheintdieSorgefür
dieHäuserspekulantenwichtigeralsdieFrage,obdieGemeindeüberdie
Mittelverfügt,diesiefürdieWohlfahrtspflege ,fürdiesozialeFürsorgo
benötigt.( HörtHört. d.Mehrheit).WasdieRegierunghierdenHäuserverkäufe
erspart,istsovielwieeinpaarVersorgungshäuserderGemeindeineinemJahrKostenverursachte

DannkameineNotverordnungüberdieHauspersonalabgabe.
ZumhundertstenMalmussmanfeststellen,dassdasHalteneinerHausgehilfininWienniemalsbesteuertwarunddasseinHaushalt,derzweiHausgehilfinnen
beschäftigt,eineSteuervonS ' 16imMonatgezahlthat .Dasistsehrwenig.
AberdieSteueraufdieseHaushalteallein ,dienurzweiHausgehilfinnenbe¬schäftigthaben,hatderGemeindesovieleingebrætht,alszumBeispieldas
PeopoldstädterKinderspitalineinemJhrkostet.DieRogierunghatein¬
greifenmüssen,umdiesoübermässigeBelastungaufzuheben,dieeinenHaushalttrifft ,derS ' 16ineinemMonatanHauspersonalabgabegezahlthat .Die
Regierunghateingreifenmüssenundsierühmtsichnoch,diesersozialenUn¬tat,diesiedabegangenhat ,diedemBemittelteneinekleineAbgabearspart
undderGomoindedasGoldfürdieWohlfahrtspflegewognimmt.DieganzeRoform
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EdiodiefoglerungpoidrKusporsensiabgabegonachthat ,kostotderdomeinde
etwaSchilling700. 000imJahr .Dasist beinahesoviel ,wiealloKinder¬
spitälerderGemeindezusammengerechnetanAusgabenin einemZihrerfordern
( HörtHört . d .Mehrheit ) .Mannmusssagen ,dassdie Herrschaften ,dieessich
auch heute in dieser Krisenzeit leisten könnan ,sich in einemluxuriösen
haushaltvon3,5 ,10undllHusgehilfenbedienenzulassen ,docheigentlich
frohdarüberseinmüssten ,durchihreAbgabewenigstensotwasdazubeizu¬
tragen ,dassauchproletarischekrankeKinderderGenesungzugeführtwerden
können(Lebh.Beifall. .Mehrheit)oderdass- derErtragderAbgabehatun¬
gefährsovielausgemachtals ungefährdasObdachlosenheimderGemeindein
einemJ hr kostet -dieGemeindedafürsorgt ,dassdenMenschen,die insaller¬
tiefste Elend geraten sind,wenigstens noch ein Obdachund eine warmeSuppe
bereitetwerdenkann .Ichweissnicht,obderHerrRothschildjetztwirklich
glücklichwerdenwird,weilerstatteinerHauspersonalabgabevonSchilling
22 . 600,dieer zuletzt für das Jyhr gezahlt hat,nunmehrdurch dieFürsorge
der BundesregierungnurmehrSchilling1200anHuspersonalabgabezahlen
wird(Lebh.HörtHörtrufeb .d .Mehrheit7Aberdasweissich ,dassderGemeindediesesGeldsehrstarkfehltunddasssie damitdringendeBedürfnissezu
befriedigenhätte .DieBundesregierunghat/sich ,wiesie oftsagt ,
zurAufgabegemacht,RuheundOrdnungimStaatzuerhalten.Ichkannnursager
s lcheMässnahmenwiediesereizenzuHassundVerachtungaufmehralsirgend
etwasanderes( Lebh .Beifall . d .Mehrheit )undwennes daLeutegibt ,die
unterPolizeischutzzudenProletariern,denArbeitslosennachOttakringhinaus
gehen,umihreninFlugblätterneinzureden,dasseseinesozialeHeldentat
für die Arbeiterklasseist ,dieseHausgehilfinnenabgabeaufzuhebenundden
ExaristokratenundRapitalistenSteuernzuersparen,soistdasnurbitterster
Hohn,dendieRegierungdadenArbeitslosandurchihrevaterländischen
Sendlingebereitet .MitsolchenTatenwirddieRegierungdieArbeiter
zuihremSystemwahrlichnichtbekehren.(Lebh.Beifall. .Mehrheit.-Anhalten¬deZwischenrufe. -Abg.Thaller: OhnePolizeitrauensie sichjaüberhaupt
nichtzudenArbeitern. -Abg.Prinke:Aber!Aber!SietrauensichnichteinmalmitderPolizeihin ! . Zwischenrufe) .

NunhatsichaberdieBundesregienngbeeilt ,gesternnoch
einerGruppevonKapitalisteneinWeihnachtsgeschenkzugeben ,nämlichden
GrosskinobesitzernvonWien( Abg.Thaller:WiedereinpaarreichenJuden!-¬
Abg. Stöger:JetztwirddieMehrheitauchschonantisemitisch.Lebh.Zwischen¬
rufe ) Wirhabenin OosterreichoinAbgabenteilungsgesetz ,daserst imJahre
1931imParlamentneubeschlossenwordenist .DiesesGesetzenthälteineBa-¬
stimmung,diemanaucherstimJhre1931wiedergeänderthat ,dassnämlichjedeGemeindein Oesterreich ,obkleinodergrossberechtigtist,ohneirgend¬
ein Lndesgesetzabzuwarten ,durcheinen blossenBeschlussbei allenLust¬
barlkditen ,beidenenEintrittspreiseerhobenwerden,eineAbgabevon20
frozent des Eintrittspreises zu erheben .DieseBestimmunggilt auchfürdio
Einosundsiewirdüberall,wonichteineigenesLandesgesetzgemachtwurde,
auchpraktischgehandhabt.Wirhabenin Wienein Landesgesetzfür Kinosund
aucheineKinostouer,dienichtallenLichtspieltheaternimgleichenMssse
auferlegtwird ,wirhabenvielmehrimGesetzdie MöglichkeiteinerStaffelung
vorgesehen.DieSteuerkannzwischen5und28 ' 5ProzentjenachdenBruttoein¬
nahmendesKinosbetragen .InnerhalbdieserGrenzenhatderMagistratin jedem
HalbjahreeineSteuerskalagemacht,diemitdenbeidenVerbändenderLichtspiel-¬
theaterimmerverhandeltundschliesslichvereinbartwordenist unddieje¬
weilsdenwirtschaftlichenVerhältnissenundinsbesonderedenVerhältnissenimKinowesenangepasstwurde.Manhat ,alsimKinowesendieUmstellungzum
TonfilmvorsichgingundInvestitienenindenKinotheaternnotwendigwären,
diesenUmstandberücksichtigtunddieSteuergegenüberfrüherchrabgesetzt.
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der Durchschnittssteuersatzbeträgt nachder Skala ,die zubetzt fürdas
heurigeJhr gemachtwordenist ,17 ' 9Prozent .20Prozentlässt dasAbgaben¬
teilungsgesetzdesBundesdurchfreien Beschlussder Gemeindeohnejed¬
wedesGesetzzu .Vonden173Kinos ,die es imheurigenJhr in Wiengibt ,
zahlen56Kinos ,dasist beinaheder dritte Teil ,eineSteuervon5 bis10
frozent . 11bis 15 Prozentzahlen5 .36 Kinos ,16 bis 20 Prozent454
imganzenal so zahlen 137WienerKinoswenigerals das Höchstauamass ,das
jedeGemeindedurchblossenGemeinderatsbeschlusseinzuhebenvermag ,oder
ddeses Höchstausmassselbst .Danngibt es noch 24 Kinos ,die mehr als 20
bis 22Prozent,11Kinos ,die mehrals 22bis 24Prozentzahlen ,und2Kinos,
die 25 Prozentzahlen .Dasist die höchsteSteuer .EinehöhereSteuerwird
überhauptnichteingehoben.Vergleichenwirdie WienerKinosteuermitderKing
steuerineinpaarLandeshauptstädten!In Graz ,der grössenStadtnachWien,
zahlen die kleineren Kinos ,die bei uns 5 bis 10 Prozent Steuerzahlen ,
15 Prozent ,die anderenKinos20 Prozent .In Linz zahlen alle Kinos23Pro- ¬
zent .In Falzburg die kleineren Kincs 22 Prozent ,die grösseren 25Prozent
Steuerundin Innsbruckbeträgtdie Kinosteuergar50ProzentdesEintritts -¬
preisds( HörtHörtbgeMehrheitWekkannalso dabehaupten ,dassinWien
die Kinosübermässigbelastet werden .Unddassdaherdieseübermässige
Belastungdurchdie Notverordnungbeseitigt werdenmuss ,wenndieSteuer
in anderenStädtenhöherist als in Wien .Dennochhat die Regirunggestern
beschlossen,eineNotverordnungzuerlassen ,durchdienurfürWien,nicht
für dieanderenStädte ,( HörtHört . d .Mehrheit )eineErmässigungderKino-¬
steuerumeinFünftelvorgenommenwerdensoll .DieRegierungversuchtineine
Aussendung-denWertlautderVerordnungkenneichnicht-dieNotverordnungzu
begründenund sie sagt in der Begründung ,sie habe gerade in Wieneingrei¬
fen müssen ,weilhier die Kincsunterder Konkurrenzder anderenVergnügungs
lokale leiden .Eine grössere Weltfremdheitkann mansich kaumvorstellen
undmansollte meinen ,dass ein autoritärer Kursdochwenigstensbeiläufig
eineAhnungvomLebenhat .WenndieRegierungdenhätte ,müsstesiewissen,
dassnichtdieKinosunterderKonkurrenzderanderenVergnügungslokale
leiden ,sondern dass gedare das Umgekehrte der Fall ist ( Lebh .Zustimmung . d .
Mehrheit ) ,dass alle anderenVergnügungskokaleunter dr KenkurrenzderKinos
leiden,weildieKinosohnevielPersonalnurmiteinemgewissenSachaufwand
ihreBetriebeführenkönnenunddaherin derLagesind ,jedeKonkurrenzzu
schlagen .Dasbeweisenauchdie Einnahmender Kinos .ImJahre 1928,ineiner
Seitalso,wogemessenanunserenkeutigenVerhältnissenin Oesterreicheine
glänzendeWirtschaftskonjunkturwar ,habendie WienerKincsJahreseinnahmen
vonSchilling32 ' 6Millionengehabt ,ImJahre1932 .einemJhrschwersterKri¬
se,wo in Wien viele Betriebe zu Frunde gegangen sind ,andere sich nurmit
MüheüberWasserhaltenkonnten ,eine furchtbareArbeitslosigkeiteinge¬
tretenist,ein ungeheurerRückgangin allendirektenSteuern ,derjaannzigt,
wieder Geschäftsgangzurückgeht ,in diesemKrisenjahr1932habendieWiener
EinoseineEinnahmevonSchilling32' 5Millionengehabt(Lebh.HörtHörtrufebde .Mehmeit ) .Dashoisst,sie habennurum100 . 000S wenigereingenommenals
in derZeitderBlütederWirtschaft ,in derZeitderHochkonjnhkturim
Jahre 1928 .Dasist nicht ! vielleicht ein Zufall .Das Johr 1929 warein
nochbesseresWirtschaftsjahrals dasJyhr1928 .DieKinceinnahmensindin
diesemJahretwasgestiegen.DerRückgangderKinoeinnahmenimJahre1932gegen-¬
überdenEinnahmenimJahr1921 ,dasist dasJahrderhöchstenKonjunkturin
Oesterreich,beträgt ' 8Prezent( HörtHört. .Sczialdemskraten).Mannenne.
mira :irgendeinenBeruf,irgendeinGewerbeirgendeineIndustrie ,dievon
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sichsagenkönnte,dasssieinderfurchtbarenKrisenzeitdieselbenEinnahmen
hatwiein derZeitderHochkonjunktur. WerdavoneinerbesonderenNotlage
derKinobrancheredet,hatvielMut .ImdrittenVierteljahr1933habendieWie-¬
nerKinosum212. 000Schillingmehreingenommenals imdrittenVierteljahr
1932.( HörtHört . d.Mehrheit).IndiesemVierteljahr,indemimallgemeinen
einRückgangderGesdääftezuverzeichnenwar ,habendieAinosmehrverdientalsindemselbenVierteljahrdesVorjahrs.DerBundhatsichdieKinos
selbsfalseinStzuerebjektausersehen .ErhebtvonihneneineWarenumsatz-¬
steuerein ,die4 ProzentausmachtunddieimJahr ' 3Prozenteinbringt.
ErfordertvondenKinosjetzt ,dasssieeinebestimmtevonihmgeliåferte
Wochenschauaufführen,auchvondenKincs,die: sichfrühereineWochen¬
schauhabennichtleistenkönnen.DieKostendieserWochenschaufüreinklei¬neresKinesindgarnichtgering,s»dassmansagenkann,dassderBundven
denkleinerenKinessovielSteuerverlangt,alsdieLustbarkeitsabgabeder
Gemeindeausmacht.(Hörthört . d.Mehrheit).
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DieGersskinosin Wiensind in aller Regelin der Handvongewissen
Konzernen ,die sich auch mit demFilmverleihgeschäftbef assen .Ein
paar kapiatlistischen Gruppenvor allemkommtdieSteuerherabsetzungzu Gute ,die der Bund ietzt vornehmen will .Da hat gestern das Heim¬

wehr- Abendblattgeschrieben ,dass FausendenAngestellten das Brotge¬
sichertwird ,so ungefährhat es dortgeheissen ,wennjetztVizekanzlerFoydie Verorenungfür die WienerKinosmachenwird . Esgibtkeine
Branche ,in der verhältnismässigso wenigeMenschenbeschäftigtwerden,
als geradeim Kinowesen .Ich habemichangesichts f :der indemBlatt enthaltenenBahäuptungfür diese Sachebesondersinteressiert
undhabefestgestellt ,dassalle WienerKinoszusammen ,die eineEin¬
nahmevon32 MillioenenSchilling im Jahr haben ,im ganzen307vollbe -¬
schäftigte Angostellto haben .( Lebhafte Rufo " Hört bei denSozial - ¬
demokraten )unddass os nobendiesen 307vollbeschäftigtenAngestelltennoch ca 100 abendberuflich beschäftigte Menschengibt ;da sind schon
alle Bedienerinnonder Kinosmitgezählt .Dasist ja der grosseVorteil ,dendie Finosvor denanderenVergnügungsgewerbenhaben ,dasseine
reihe andererVergnügungsgewerbemit einemgross en Personalrechnen
muss ,währenddas beim Kine nicht der Fall ist . Ichglaube ,es steht in
demSandloiten - Flukblattauchdrinn ,dass die RegierungWollfussver¬
hindernwolle ,dass ArbeiterdurchMaschinenersetzt werden ,unddass
gerade Betriebe ,die vorwiegendmit Maschinenarbeiton ,besondersbe¬
steuert werdensollen ,wieunsja der HerrBundesknazlerschonineini¬
gen Redenerzählt hat .Die Kinobrancheist gerade einMusterbeispiel
fürBetriebe ,dievorwiegendmitMaschinenarbeitenundwoderlebende
Monschdie allergeringste Rolle spielt .Währendmanalso allgemein wr¬
kündet ,dassmangeradesolcheBetriebehöherbesteuernwolle ,wirdjus ,
diesen Betrieben die Steuer erleichtert .Undwie es jedesmalwar ,wenn
manEinosteuner,heruntergesetzthat ,meldetsichdasFilmkapitalsoi¬
fort ;verschiedenerFilmddihanstaltenkündigenschoneineErhöhungder
Leiggebührenan ,DaswasmanderGemeindewegnimmt,willdasFilmkapi¬2
tal selbst gleichoinstocken .( Abgeordnetera :Vorallemdasaus¬
ländischeFilmkapital ! )Dahabendie Kinobesitzerwochenlangerzählt ,
wiesohrsie unterderKinosteuerseufzen .Heutoaufeinmalerzählen?
sio ,das ist offenbarder Vorwandfür diese Grosstatder Regierungge¬
wesen ,sie werdendie Preiseherabsotzen ,weilihnenjetzt eineSteuer¬
erleichterungzuteil gewordenist .EntwoderhabendieKinobesitzer
diose Steuererleichterunggebraucht ,weil sie unter demStanerdruck
so furchtbargeseufzthaben ,dannhabensie wohlkeineMöglichkeit ,die
Preiseherabzusotzen,oderaberihr Profit wächstdurchdieseSteuer¬
erleichterungso stark an ,dasssie jetzt auchdie Preiseherunter¬
zetzenkönnen ,dannwarenoffenbardie orsten Behauptungenvölligun¬
richtig .Manbraucht sich nur vor Augenzu halton ,umwasos sichda
handelt ,umdiese ganzeVorgangsweisezu erkennen .WenneineKinokarte
oinon Schilling kostet und darauf 20 Ppozent Stouer waren ,sowird
diese Steuer jetzt um4 Groschengosonkt ,sodassalso dieso Karte96
Groschenstatt einen Schilling kostenwird .

Wennich die angekündigteVerordnungrichtig verstehe- manent¬
nimmtja ausderamtlichenAussendungeigentlichnichtrecht ,wasdie
Regiorungda will ,und offizioll ist mir darüber nichts bekanntgegeben
wordon- so würdediese Steuerermässigungder GemeindeWieneine
MillionSchillingnohmen .Vondieser einenMillionenSchilling ,dieden
Kinosan Steuernachgelassenwird ,entfallen 600,000Schillingaufdie
38 Grosskinos von Wien .Unter ihnen sind vier Konzerno ,für die der Nach
lass alloin 320,000Schilling ausmacht .( LebhafteRufe :Hört ,kört ,boi
denSozialdemokraten)Dasist die RettungdesKleingewerbes ,dieauch
zu don Parolen der Bundesregierung gehört ,dass man den grosson Kino¬
konzernenin einer solchon Zeit ,in der GemeindeundBundjodenSteuer¬
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groschenbenötigenHunderttausondeSchillingoin einemJahrschenkt.
Es mussdochauchauf dornanderonSeite einsichtigo Monschengeben ,die
verstehen ,was es unter den heutigen Verhältnissen heisst ,derGe¬
meindeGeld wegzunchmen .Diese Millig, ,die mandenKinobositzern
schenkt ,unddavondendrittenT Konzernenallein ,ist soviel
etwa ,wie die Tuberkulose Heilstätten kosten ,die die GemeindeWien
zu erhalten hat ,oder was die Winterhilfo der GomoindeWienkostet .
Es ist wohlein frivolter Leichtsinn ,mit öffentlichen Geldernsoum¬
zugehen ,wie das die Bundesrogiorung hier tut ( Lebhafter Boifall bei
den Sozialdomokraten . -Abg .Stöger :Ein Bruchteil dess en ,wasdie
Schuwakostet ! )undich mussfragen ,ob dennder HorrBundeskanzler
persönlich woiss ,wasda eigentlich geschicht ,undob or dasbilligt
undob die Regierungals Ganzessich das überlegt hat ,wasdagomacht
worden ist .Wir müssen nur boachten ,um was es sich handelt .DieWirk¬

samkeitder für die KinosgeltendenStouerskadenendet in 14Tagen
und der Magistrat stcht ohnedios vor der Aufgabo ,für das ncähste

Jahr eine Stouerskala festzusetzen ,wie er das in jodem Jahre getan
hat .Solbst wenn also die Rogierung der Meinung sein sollte oder der
Meinungist ,dass die Kinos zu hoch bostouert sind ,welcherunmittel¬
bare Anlass war gogeben ,jotzt mit einor Notverordnung einzugreifen ?
Manmüsste doch sagen ,dass die Rogierung vor allom hätte abwarten
müssen ,was der Magistrat für das noue Jahr mit der Steuerskale tun
wird ,oder manhätte ,wennmannicht wartenwollte ,amEndesogarden
Magistratfægenkönnen ,welcheAbsichtenbei der Gemeindebezüglieh
der Fincabgabe besteht .Aber das ist offenbar einer autoritären Re
gierung unwürdig .Sie verhandelt nur mit den Kinobesitzern ,mitder
Gemeindediskutiert sie über die Kincabgabenicht .

Die Regiorunghat etwas lange gebraucht ,umdieseNotverordnung
zu erlassen .Sio hat sie ja eigentlich schon vor fünf Wochenange¬
kündigt und die Kinobesitzor waren ,wio manaus ihrer Fachzeitung
entnimmt,schonsehrnervös ,dasses nichtzurErlassungeinerNot¬
vorordnungkommenwerde .Offenbarist sich die RegierungimLaufo
diesor Wochedoch bowusst goworden ,dass ihr hier ein grober Unfug
zugemutot wird ,wenn sie die Kinosteuer herabsetzen soll ,Abor

schliesslich - wir habendas in der letzten NummordesKinofachblattos
lesen können - war ein Ministerwort da und ein Ministerwort mussge¬
halten worden ,ob os nun begründet ist oder nicht .( Zhareiche
Zwishanrufe )Darin bestcht ja der autoritäre Kurs der Regierung . .Es
ist ja eigentlich eine sonderbare Sache ,dass eine autoritäro Re¬

gberungLoute ,die einen Steuerstreik vorkünden ,unter ihre Fitti che
nimmt und ihnen die Durchführung des Steuerstreiks orspart ,diese
Probe går nicht erst zulassen will ,dio natürlich sohr kläglich ausgo¬
fallen wäro ,undviol grössero Steuorormässigungengewährtalsdie
Leutosich üborhauptsolber vorgestellt undselber verlangthabon .
Aber manhat auch sehr deutlich das Rezept geschen ,wie soootwas
angestollt wordon muss .Manengagiert sich zunächst einen Heinwehr¬
advokaten ,Das braucht man ,wenn man heute bei der Regierung otwes
erreichenwill .DaszweitesytdannResorteintoilunghin undherund
MinisterernennungendurchdenBundospräsidentenspielen keineRolle .
Da kommtdann der Horr Vicokanzler Fey ,der gar kein Resort hat ,und
zicht aus domResortdes Finanzministersdie FragoderKinosteuer
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an sich ,verhandelt dann mit dem Heimwehradvokaten ,os wird sofort öffent

lich eine Steuerherabsetzungversprochen ,ohnodass die HerreneineAhnun
haben ,um was es sich in Wirklichkeit handelt ,und dass übrige kann man
sich dann denkon ,was noch zu dieser Angelegenhait gehört .In der alt¬
modischendemokratischenZeit hat sich eine Regierung ,bevor sie öffent¬
lich irgendetwas gosagt hat ,immerzuerst über die Tatsacheninformiert ,
weilsie sich ihrer Verantwortungals Regierungbewusstwar .Heute ,wo
manso per Radioregiert ,hat manes sehr eilig .Es hat nicht einmalbis
morgen Zeit ,sondern noch um 11 Uhr abends muss im Radio wieder einl
eine Grosstatder Rogierungverkündotwerden .Dahat maneinmalimNo¬
vomberverkündet ,die Regierungwerdedieser unerhörtenKinosteuerin
Wienein Endebereiten .Erst hinterherist die Regierungdaraufgekommen ,
dass die Stouer in Pinz ,Graz ,Salzburg und Innsbruck viel höher ist als
in Wion ,Aber ein Ministerwort war da ,eine Radiomeldung war da ,undwenn
manes auch verzögert hat ,so musste schliesslich doch etwasgeschehen .

Es ist sehr traurig ,dass solche Zustände möglich sind,und dass
die Regierung einfach ein paar kapitalistischen Gruppen aufsitzt ,dioes
sich richten könnon .So mussjede öffentliche Vorwaltungzu Grundegehen ,
so wird der Rechtsbodonzerbrochen ,ohneden kein Staa möglichist ,
Eine solche Handlungsweiseführt nicht zumAufbau ,sondernmusszurDes¬
organisation auf der ganzenEinio führen unddie Regierungwirddiese
ihre Handlungsweiseselbst zu spüren bekommen ,ob sie nunwill odernicht
denn jeder Mensch muss sich ja sagen :Wennes so einfach ist ,Steuern ab¬
zuschaffen ,warumdenngerade nur Steuern ,die die GemeindeWieneinhebt ,
warumnicht auch Steuern ,die der Bundoder irgondweranderereinhebt ?
Die Bevölkerung aber sicht ,wohin die Reise bei diesor Regierunggøht .
Die drei Notverordnungen ,die da gegen Wienerlassen worden sind ,Wert - ¬
zuwachsabgabe ,Hausperschalabgabe ,Kinosteuer ,sie zeigon in der Tatzur
Genüge ,wess Geistes die Regierung ist ,wie sio denkt .Ich kann dazunur
sagen :Die Dospotiedes Geldsackswird auchmitHahnenschwanzverzierung
in Oesterreich auf die Dauer nicht herrschen können .( LebhafterBeifall
undHändeklatschenbei denSozialdemokraten)
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AbgeordnoterDr .Hongolführtaus ,derobersteZwockderBoden-¬
wertabgabosei dor ,die Bauspokulationzu troffon .Die Mehrheithatdaraus
abernurdieMöglichkeitgomacht,denGrundundBodenin dieserStadt
zu sozialisieron .DerRednerbesprichtin ausführlicherWeisedieVor¬
lageundstolltdonAntrag:DorLandtagwünschtzurVermeidunggrosser
Nachzahlungendie Erlodigung aller Bemessungender Bodenwertabgabevpn
unverbautenGrundflächenbinnenJahresfrist ,gerechnetvonderFristge¬
rechton Einbringungder Selbstoinschätzung .DasGleichegilt vonBe¬

freiungsansuchon.
Erbeantragtweitor ,beiFragen ,diediePandwirtschaftbetreffen

landwirtschaftlicheSachverständigeheranzuziehen,dieGrundflächen,die
in einemland - oderforstwirtschaftlichemBotriebeinschliesslichderBe¬
triobedesObst - undGartenbaues,sowiederTierhaltunggenutztwerden,
ferner Weingärtenvonder Abgabozu befreien ,undgibt schliesslichder
ErwartungAusdruck ,dass die bereits bestandenenBefreiungenweiterdaufen
DadervorliegendeGosetzontwurfdieungesundeSozialisierungstendenzdes
Rathauseserkonnenlasse ,könneseineParteidemGesetzenichtzustimmen.
( Beifall bei denChristlichsozialon )

Esgelangtsodann diedringlicheAnfrageBermannzurVerhandlung .
InBegründungderDringlichkeitverweistAbg.Bermanndarauf,

dasseinallgemeinerundkeinneuerWunschderkaufmännischenArbeiterund
Angestelltenist amWeihnachtsabendzeitlicheralssonstnachHausezukommen
umdasWeihnachtsfestimKreiseihrerFamilienangehörigenfei ernzukönnen.
Esgibt wohlkeineSchichtederArbeiterundAngestellten ,die gegendiesen
„unschStellungnehmenkönnte.SeineBerechtigungdürfteauchindenReihen
derUnternehmernichtbezweifeltwerden.EinsozialdemokratischerAntrag,dieseVerlangendurch Schaffungeines GesetzesRechnungzutragen,liegtbereits seit drei JahrenimNationalratundauchVertreteranderer
FarteienhabengleicheAnträgegestellt .Merkwürdigerweiseist eszurVerhand-¬
lungdieserAnträgeimNationalratnichtgekommen.Heuerist diesesVerlangen
umsoberechtigter ,als zudenzweiSonntagen ,diesonstvorWeihnachtenzum
Verkaufgestattetwerden,diesmalauchnocheindritterSonntagfür denVerkauffreigegebenist .

LandsshauptmannSeitzteiltaufdieAnfrageBermannfolgendes
mit»AufGrunddesArtükelsIX,Absatz2,desSonntagsruhegesetzeskannder
LandeshauptmannamletztenSonntagvordem1 .WeihnachtsfeiertagfürdenWaren¬
versdhleissimKleineneineAusnahmevonderSonntagsruhebiszumHöhhst-¬
ausmassvon6Stundenfestsetzen.AufGrunddidserBestimmungist durchdie
VerordnungdesLandeshaupmmannesvom6 .Dezember1930dieSonntagsarbeit
fürdenGoldenenSonntag-dasist heuerder24 .Dezember-imgesamtenLebens-¬
mittelkleinhandelundimgesamtenKleinverschleissderLebensmittelerzeu¬
gungsgewerbevon8 bis 11Uhrundvon16bis 19Uhr ,imsonstigenWarenver¬
schleissimKleinenvon10bis13Uhrundvon15bis18Uhrgestattetworden.Ichkannnursagen,dassichbisherstetsdenStandpunktvertretenhabe,es
müssenbeieinersolchenAusnahmsverfügungbeideInteressentengruppen,also
dieArbeitgeberunddieArbeitnehmer,zustimmen.Vorallemlegeihhaufdie
AeusserungderArbeitnehmerWert,weiljealleSonntagsruhebestimmungenSchutz-¬
bestimmungenfürdieArbeitnehmersind .UmesaufdasreligiöseGebietzu
exemplifizieren,istesdemUnternehmerleichtmöglich,sichaufeineederzwei
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Stunden aus demGeschäft zu entfernen ,da ihm ja niemand daranhindern
kann .Der Arbeitnehmerkann dies nicht .Dasselbe gilt auch für Besorgungen
unddergleichen .Ich habealso ,wiegesagt ,immerdenStandpunktvertreten ,
dassbeideTeilegehörtwerdenmüssen.Nunist abergeradeheuerimDezem¬
bereinbesondererZustandinsoferne,alsderGoldeneSonntagaufden24.
Dezemberfällt .Den . Dezember ,einen Feiertag ,wollte ich aufübereinstim - ¬
mendesBegehrendesGremiumsderKaufmannschaftundderAngestelltenund
Gehilfen ,die wegenFreigabedes 8 .Dezembergemeinsamin einerDeputatien
bei mir vorgesprochanhaben ,freigehen .Demhat aber der Ministerfür
sezialeVerwaltungwersprochen .UeberseineWeisungist dannderzweite
SonntagimDezember,ir 10 .Dezember,umdessenFreigabezuerstüberhaupt
nichtangesuchtwurde ,unddessenFreigabedannnurvoneinerSeite,vom
GremiumderWienerKaufmannschaft ,undauchsozusageninletzterStunde
begehrtwurde ,freigegebenwonden.Dasist gegenmeinenWillengeschehen.
IchwurdeaberzudieserVerfügungdurcheineverfassungsrechtlichfürmich
verbindlicheWeisungdeszuständigenBundesministersgenötigt,Ichhätte
gewissdieformalrechtlicheMöglichkeitgehabt,dieserWeisungnichtFolge
zuleisten ,daderLandeshauptmannwegenNichtbefolgungeinerWelngnurdurchdenVerfassungsgerichtshofzurVerantwortunggezogenwerdenkann,
derVerfassungsgerichtshofaberbelkuntlichgegenwärtignichtjudiziert.
Ichhabeabernichtgewünscht,durcheinensolchenAuswegeineVerfassungs-¬
bestimmungunwirksamzumachenundhabemichdaherloyalfürverpflichtetgehalten ,der Weisungdes zuständigenRessortministersFolgezuleisten .
Hiedurchtritt aberdieFolgeein ,dass,währendesinanderenJahrennureine
GoldenenundSilbernenSonntaggegebenhat ,imheurigenJahreandreiSonntageffengehaltenwürde.Mankannalsosichernichtsagen,dassdieGeschäfteetwa
durcheineeinstündigeVorkürzungderVerkaufszeitamGeldenenSonntag,
dasist am24 .Dezember,irgendwiegegenüberdenanderenJahrenhenachtei-¬
ligtwerden.VielleichtaberwirdsichsogareinAuswegfindenlassen,
dieAusnahmsverfügungfürden24 .Dezembersozutreffen ,dassinHinsichtaufdieAusserachtlassungderUebereinstimmungbeiderEntscheidungüberden10 .DezemberauchhierausnahmsweiseundzwarwonnmöglichehneEin-¬
schrankungderVerkaufszeitderfrühereGeschäftsschlussmöglichwird,sodassdieAngestelltenundGehilfenimHandelsgewerbedasWeihnachts-¬
mafestzuderüblichenZeitfeiernkönnen.Ichhoffe,indiesemSinne
indennächstenTgeneineVerordnungerlassenzukönnen.(Lebh.Beifall.d.Mehrheit ) .

DamitistdirdringlicheAnfrageerledigt.
DienächsteSitzungwirdimschriftlichenWeg-vermutlich

füreinenTagdernächstenWoche-einberufenwerden.
SchlussderSitzung18Uhr.

AVISC für die REDAKTIONEN !
Aufdemersten Blatt unsererAusgabeüber denWienerLend-¬

tag 367a - Landtag )heisstes " LinmMamBeginndesvorletztenAbsatzes :
Es wird sodann in die Tagesordnung eingegangen ,das ist die

Gesetzesvorlagebetreffend die Einhebungder Bodenwertabgabevonunver¬
bautenGrundflächen .DerReferentverweistdarauf

Eshathierrichtigzuheissen: DerReferentStadtratDr.Danneberg /verweist darauf
DieAusführungendesReferentenDr .DannebergreichenvonhierbiszumSchluss des VIII .Blattes .
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